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Neoliberale Arbeits-
marktmythen
Das Marktdogma blockiert gesamtwirtschaftliches Denken

Friederike Spiecker

Die Ballung von Krisen – die Corona-Pandemie, der Ukraine-Krieg und die sich 
beschleunigende Klimaerwärmung – stellt die Wirtschaftspolitik vor enorme 
Herausforderungen. Die traditionellen, meist neoliberalen Konzepte, an denen 
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sich die deutsche und großenteils auch die europäische Wirtschaftspolitik seit 
Jahrzehnten orientiert haben, können zur Bewältigung der negativen Entwick
lungen offenbar nichts beitragen: Viele der bislang ergriffenen staatlichen 
Maßnahmen zur Krisenbekämpfung widersprechen den Grundsätzen der 
Mainstream-Ökonomik.

Welche Denkfiguren beherrschen die Vorstellung des*der Durchschnitts­
wählers*wählerin über wirtschaftliche Zusammenhänge, sodass sich die Wirt-
schaftspolitik jahrzehntelang nach ihnen richten konnte oder sogar musste? 
Was ist an ihnen falsch? Was muss an ihre Stelle treten, damit die Wirtschafts-
politik die Probleme besser löst, die exogene und endogene Schocks für die 
Gesamtwirtschaft und damit die gesamte Gesellschaft mit sich bringen?

1. Muss und kann der Staat helfen?

1.1 Die neoliberale Idee vom Nachtwächterstaat und ihre Folgen

Der Neoliberalismus beginnt bei der Vorstellung, der Staat solle sich auf den 
Schutz des Privateigentums, eine wettbewerbsfördernde Ordnungspolitik, die 
Aufrechterhaltung von innerer und äußerer Sicherheit und eine schmal zu hal-
tende Sozialpolitik konzentrieren und ansonsten nicht steuernd in wirtschaft-
liche Prozesse eingreifen.1 Die Marktwirtschaft sei ein weitgehend stabiles 
System, das umso besser funktioniere und auch exogene Schocks umso besser 
absorbiere, je flexibler und wettbewerblicher Märkte organisiert seien. Greife 
der Staat im Fall von Krisen ein, handle er wenig zielgenau und zeitlich ver
zögert, sodass sich die Lage kurzfristig nur wenig verbessere und sich die Wirt-
schaftsbedingungen z. B. in Gestalt gestiegener Staatsschulden und verzöger-
ten Strukturwandels in der Regel langfristig verschlechterten.

So sehr dieses Credo in „guten“ Zeiten seine Anhänger*innen haben mag, so 
wenig scheint es im Krisenfall den politisch Verantwortlichen als Leitidee zu 
dienen. Der These vom sich selbst stabilisierenden Wirtschaftssystem wird 
nicht vertraut, wenn Schocks auftreten. Die Politik greift lieber ein, um Schock-
folgen abzufedern und das konjunkturelle Ruder herumzuwerfen.

Das ist grundsätzlich richtig. Denn die privaten Wirtschaftsakteur*innen ver-
halten sich einzelwirtschaftlich rational und damit im Krisenfall parallel abwar-
tend und vorsichtig. Diese Parallelität sorgt dafür, dass die Wirtschaft, würde 
sie sich selbst überlassen, in eine Abwärtsspirale ohne Haltepunkt geriete oder 
sich erst so spät wieder f﻿inge, dass die zwischenzeitlich entstandenen Schäden 
gesellschaftspolitisch untragbar wären. Auf dieses Risiko will sich eine Regie-
rung in der Regel nicht einlassen und reagiert deshalb, wenn auch möglicher-
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weise verspätet und gebremst durch das neoliberale Credo. Durch Letzteres 
hat die Wirtschaftspolitik aber wenig Übung im Steuern, sodass sie sich im 
Krisenfall entsprechend schwertut – was wiederum Wasser auf die Mühlen der 
Kritiker*innen staatlicher Eingriffe ist.

1.2 Ist das Ganze die Summe seiner Teile?

Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung ergibt sich aus dem Verhalten aller 
einzelnen Wirtschaftsakteur*innen. Daher scheint es naheliegend, aus dem 
Verständnis mikroökonomischer Verhaltensweisen, und zwar vor allem der 
Optimierungskalküle von Unternehmen, abzuleiten, welche ordnungspoliti-
schen Rahmenbedingungen für die Gesamtwirtschaft förderlich sind. Sind sie 
in diesem Sinne richtig gesetzt, so die neoliberale Auffassung, habe der Staat 
seine wirtschaftspolitischen Aufgaben erfüllt und nehme im Wesentlichen nur 
mit der Bereitstellung öffentlicher Güter etwa im Bereich Infrastruktur oder 
Bildung an der Wirtschaft teil.

Doch das Ganze ist mehr als die Summe seiner Teile, weil es auf die Interaktion 
der wirtschaftlich Handelnden ankommt. Daher kann das gesamtwirtschaft-
liche Ergebnis aus der simplen Übertragung einzelwirtschaftlicher Verhaltens-
weisen auf die gesamte Volkswirtschaft nicht gut erklärt und vor allem nicht gut 
vorhergesehen werden. Wer nicht weiß, wie die Gesamtwirtschaft in „guten“ 
Zeiten tatsächlich funktioniert, weil er sich definitionsgemäß nicht um sie zu 
kümmern braucht, der kann auch bei plötzlich auftretenden exogenen Schocks 
schlecht einschätzen, wohin sich das gesamte System bewegt und welche staat-
lichen Maßnahmen daher zur Schockabfederung sinnvoll wären.

Zudem haben neoliberale Empfehlungen, auch bekannt unter dem Stichwort 
„Angebotspolitik“ (vgl. Lambsdorff 1982)2, die Wirtschaftspolitik jahrzehntelang 
beeinflusst und die Fähigkeit der Gesellschaft reduziert, Krisen zu bewältigen. 
Die Ausgangssituation beim Auftreten von Schocks ist daher von vornherein 
ungünstiger, als sie es wäre, hätte schon zuvor mehr gesamtwirtschaftliche 
Vernunft geherrscht. 

Das wichtigste Beispiel hierzulande ist der Ausbau des Niedriglohnsektors in 
den 2000er-Jahren und die weit darüber hinausgehende Zunahme der Schiefe 
der Einkommens- und Vermögensverteilung. So betrug der Bruttomonatslohn 
der obersten zehn Prozent der Lohnbezieher*innen 1995 ungefähr das Vier-
fache von jenem der untersten zehn Prozent. Bis 2012 nahm diese Relation 
auf das Elffache zu und stagnierte bis 2018 ungefähr auf diesem Wert. Erst in 
den folgenden beiden Jahren sank die Ungleichheit auf das gut Siebenfache 
(vgl. Grabka 2022, 334). Das einkommensschwächste Zehntel der Bevölkerung 
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erreichte im Jahr 1991 einen Anteil am Gesamteinkommen von 4,2 Prozent; im 
Jahr 2016 betrug er nur noch 3,2 Prozent. Zudem sank das verfügbare Realein-
kommen in dieser Bevölkerungsgruppe, was teilweise auch auf Zuwanderung 
zurückzuführen ist. Im gleichen Zeitraum stieg der Anteil des einkommens-
stärksten Zehntels der Bevölkerung von 20,5 auf 23,3 Prozent bei einer Real­
einkommenszunahme um 35 Prozent.3 

Die neoliberale Vorstellung, die Konsolidierung des Staatshaushaltes, Lohn-
zurückhaltung und die Verringerung der Gewinnsteuern erhöhten die private 
Investitionsdynamik und kämen über eine gestärkte internationale Wettbe-
werbsfähigkeit dem ganzen Land und so auch den Niedrigeinkommensbezie-
her*innen zugute, hat sich als falsch erwiesen. Das Trickle-down-Versprechen 
der Angebotspolitik ist nicht in Erfüllung gegangen. Heute muss konstatiert 
werden, dass die ökonomischen Bedingungen in unserer Gesellschaft bereits  
in Vorkrisenzeiten für viele Menschen so „auf Kante“ genäht waren, dass ein 
Fünftel der Bevölkerung mit einem Nettoäquivalenzeinkommen von unter 
16.300 Euro im Jahr 2020 (vgl. Statistisches Bundesamt 2022) die aktuellen 
Preisschübe bei Energie und Lebensmitteln ohne staatliche Eingriffe kaum 
verkraften könnte.

1.3 Spare in der Zeit, dann hast du in der Not?

Viele Fachleute unterstützen die These, der deutsche Staat könne heute des-
halb große finanzielle Unterstützungspakete schnüren, weil er in „guten“ Zeiten 
sparsam agiert habe (vgl. Sachverständigenrat 2022, Z 164, sowie 2021, 89). Als 
Nachweis einer hohen Reputation des Staates auf den Finanzmärkten gilt, dass 
die Zinssätze auf deutsche Staatsanleihen niedriger sind als diejenigen anderer 
europäischer Staaten und diese Wertpapiere Bestnoten vonseiten privater 
Ratingagenturen ausgestellt bekommen. 

Die Argumentation des „Spare in der Zeit, dann hast du in der Not“, die hier 
anklingt, gehört vom Kopf auf die Füße gestellt. Wäre in den letzten 30 Jahren 
eine gesamtwirtschaftlich rationale Wirtschaftspolitik betrieben worden, wären 
die Staatsschulden nicht durch öffentliche Sparsamkeit begleitet vom Verfall 
der öffentlichen Infrastruktur, sondern durch eine wesentlich dynamischere 
Entwicklung der Gesamtwirtschaft mindestens ebenso stark zurückgegangen, 
und zwar unter Aufrechterhaltung und Ausbau der öffentlichen Infrastruktur. 
Obendrein wäre der Anteil der Bevölkerung, der auf staatliche Unterstützung 
angewiesen ist, heute nicht so hoch. 

Die Finanzmärkte samt den Ratingagenturen nicht nur als Richter für die Solidi-
tät der Wirtschaftspolitik zu akzeptieren, sondern regelrecht als Kronzeugen 
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anzuführen, sollten sich spätestens seit den Erfahrungen aus der Finanzkrise 
2008/2009 weder Wirtschaftswissenschaftler*innen noch Politiker*innen mehr 
trauen. Doch das Gegenteil ist der Fall.4

2. �Die Marktbrille – Hindernis Nr. 1 für gesamtwirtschaftliche 
Analysen

Der größte Fehler, der bei der Analyse einer Marktwirtschaft regelmäßig (übri-
gens nicht nur von neoliberaler Seite) begangen wird, ist, sie aus dem Blickwin-
kel des „Marktes“ zu betrachten. Es scheint naheliegend, eine marktwirtschaft-
lich organisierte Volkswirtschaft entlang des Ordnungsprinzips zu untersuchen, 
auf dem sie in weiten Bereichen der Privatwirtschaft aufgebaut ist. Die Kennt-
nis der Funktionsweise von Märkten ist hilfreich, um einzelne Branchen zu 
verstehen. Bleibt es aber bei diesem Analyseinstrument und wird es gar auf die 
gesamte Volkswirtschaft angewendet, gibt es keine stichhaltige gesamtwirt-
schaftliche Analyse und damit auch keine rationale Basis für eine systematisch 
erfolgreiche Wirtschaftspolitik.

2.1 Das einfache Marktmodell

Die Idee des einfachen Marktmodells beruht einerseits auf der Überlegung, 
dass die Nachfrage nach einem Gut umso höher ist, je geringer sein Preis ist 
(vgl. Abbildung 1). Denn jeder*jede potenzielle Käufer*in richtet sich nach 
seiner*ihrer persönlichen Budgetrestriktion (seinem*ihrem Einkommen). Zur 
Nutzenmaximierung orientiert man seine Ausgaben an den Preisrelationen, die 
zwischen verschiedenen Gütern herrschen. Das führt dazu, dass die Nachfrage 
nach einem Gut in der Regel steigt, wenn sein Preis sinkt.

Andererseits gilt für das Angebot umgekehrt: Je höher der erzielbare Preis ist, 
desto mehr wird von diesem Gut angeboten. Die betriebswirtschaftliche Über-
legung dahinter ist, dass nur die am effizientesten produzierenden Unterneh-
men ihre Kosten bei einem niedrigen Preis decken können. Bei einem höheren 
Preis treten auch Unternehmen mit weniger günstigen Produktionskosten auf 
dem Markt auf, und das Angebot steigt.

Wird mehr nachgefragt als angeboten, erhöhen die Anbieter*innen den Preis. 
Das lockt mehr Anbieter*innen in den Markt und drängt die Nachfrage zurück. 
Wird mehr angeboten als nachgefragt, senken die Anbieter*innen den Preis, 
um ihr Angebot loszuwerden. Das reduziert das gesamte Angebot, weil weniger 
effizient produzierende Unternehmen aus dem Markt ausscheiden. Es erhöht 
die Nachfrage, da bei geringerem Preis mehr Leute bereit sind, das Gut zu 
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kaufen. Bei dem Preis, bei dem die angebotene Menge der nachgefragten ent-
spricht, herrscht Marktgleichgewicht: Der Markt ist geräumt.

Diese vereinfachenden Überlegungen gelten nur, solange die in den beiden 
Kurven unterstellten Verhaltensweisen von Nachfrager*innen und Anbie-
ter*innen unabhängig voneinander sind. So darf etwa die Nachfrage der 
Kundinnen*Kunden nicht sinken, wenn Anbieter*innen aus dem Markt wegen 
Preissenkungen ausscheiden. Sie könnten immerhin die Arbeitgeber*innen 
von Kundinnen*Kunden sein, die dann ein geringeres Einkommen hätten und 
ihren Konsum insgesamt und darunter auch den nach dem betrachteten Gut 
einschränkten. Wäre das so, verschöbe sich die Nachfragekurve bei Preisän-
derungen, und der Mechanismus, der für ein Marktgleichgewicht sorgen soll, 
existierte nicht. 

Ist hingegen die Unabhängigkeit von Angebot und Nachfrage gegeben, ändert 
die Verhaltensanpassung der einzelnen Marktteilnehmer*innen nichts an den 
Rahmenbedingungen, die das Verhalten auf der anderen Marktseite bestimmt. 
Diese Bedingung, die sogenannte Ceteris-paribus-Klausel („Im Übrigen bleibt 
alles gleich“-Annahme), muss erfüllt sein, damit der Preisanpassungsmechanis-
mus wie beschrieben funktioniert.

©
 F

ri
ed

er
ik

e 
Sp

ie
ck

er

Abbildung 1
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2.2 Die Verletzung der Ceteris-paribus-Klausel

Die Übertragung des einfachen Marktmodells auf gesamtwirtschaftliche Zu-
sammenhänge bedeutet, dass man aggregierte Daten als Kennziffern gesamt-
wirtschaftlicher „Märkte“ auffasst. So interpretiert man etwa die Zahl der Be- 
schäftigten und ihren Durchschnittslohn als Nachfrage- und Preisgrößen eines 
gesamtwirtschaftlichen „Arbeitsmarktes“. Herrscht Arbeitslosigkeit, wird diese 
als Überschussangebot gedeutet, das auf dem „Arbeitsmarkt“ nicht nachge-
fragt werde, weil sein Preis zu hoch sei.

Automatisch wird auf die Aussagelogik des einfachen Marktmodells zurück-
gegriffen, obwohl auf gesamtwirtschaftlicher Ebene die zentrale Bedingung für 
seine Gültigkeit, die Unabhängigkeit von Angebot und Nachfrage, nie gegeben 
ist. Der Durchschnittslohn bestimmt nämlich nicht nur die Kostensituation des 
Unternehmenssektors und auf diesem einen Weg die gesamtwirtschaftliche 
Arbeitsnachfrage, sondern über die Arbeitseinkommen und den Konsum der 
privaten Haushalte auch die Absatzsituation auf dem gesamtwirtschaftlichen 
Gütermarkt und damit auf diesem zweiten Weg die gesamtwirtschaftliche 
Arbeitsnachfrage. Das bedeutet: Ändert sich der gesamtwirtschaftliche Durch-
schnittslohn, ändert sich gleichzeitig auch die Arbeitsnachfrage, aber nicht, wie 
im einzelwirtschaftlichen Marktmodell unterstellt, entlang der angenommenen 
Kurve.

Vielmehr verschiebt sich die unterstellte Kurve selbst (vgl. Abbildung 2). Denn 
die Arbeitsnachfrage fällt bei einer Lohnsenkung wegen rückläufiger Güter-
nachfrage möglicherweise, obwohl sich die Kostensituation der Unternehmen 
auf den ersten Blick verbessert hat und sie deshalb gemäß dem Marktschema 
mehr Arbeitskräfte nachfragen müssten. Die entgegengesetzte Reaktion wider-
spräche also dem im ursprünglichen Modell angenommenen fallenden Verlauf 
der Nachfragekurve. Daher muss der neu „am Markt“ realisierte Datenpunkt 
auf einer anderen Nachfragekurve liegen. 

Bei einer Lohnsteigerung wiederum könnte die Arbeitsnachfrage trotz zunächst 
verschlechtert erscheinender Kostensituation der Unternehmen zunehmen, 
wenn zugleich die gesamte Güternachfrage steigt und es sich daher für den 
Unternehmenssektor lohnt, mehr zu produzieren. Das widerspräche erneut 
dem fallenden Verlauf der ursprünglichen Nachfragekurve, sodass der nun er-
reichte Datenpunkt wiederum auf einer anderen Nachfragekurve liegen muss. 

Es kann keine stabilen Zusammenhänge zwischen Preis und gehandelter 
Menge auf einem gesamtwirtschaftlichen „Markt“ geben, weil dort die Unab-
hängigkeit von Angebot und Nachfrage als zwingende Voraussetzung für den 
Preismechanismus niemals gegeben ist. Was aber besagen solche (fiktiv unter-
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stellten) Kurven noch, wenn sie nicht stabil hinsichtlich der Variablen sind, de-
ren Zusammenhang sie angeblich demonstrieren sollen – hier also der negative 
Nexus zwischen Lohn und Arbeitsnachfrage? Welche logisch widerspruchsfrei-
en Erkenntnisse kann der Analyserahmen „Markt“ auf gesamtwirtschaftlicher 
Ebene dann bringen? Die Antwort ist einfach: keine.

Dieses Problem wird auch nicht durch ein Totalmodell der Gesamtwirtschaft 
behoben, in dem alle gesamtwirtschaftlichen „Märkte“ gleichzeitig betrachtet 
werden: neben dem „Arbeitsmarkt“ auch der „Gütermarkt“, der „Kapitalmarkt“ 
und – je nach ökonomischer Schule – auch der für Geld. Auch diese anderen 
„Märkte“ funktionieren nicht wie im Lehrbuch unterstellt, und folglich ist die 
gesamte Konstruktion hinfällig. 

Es ist daher müßig, die aggregierten Daten als Realisationen gesamtwirtschaft-
licher Marktgleichgewichte oder Anpassungsprozesse an gleichgewichtige 
Lösungen zu interpretieren und daraus Schlussfolgerungen über die Angemes-
senheit der Höhe der jeweils herrschenden Durchschnittspreise wie etwa des 
Durchschnittslohns zu ziehen. Das Fazit lautet auch hier: Mit diesem Analyse-
instrument lässt sich eine Gesamtwirtschaft nicht logisch widerspruchsfrei 
untersuchen.
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Abbildung 2
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2.3 Lohnentwicklung und Arbeitslosigkeit in Griechenland

Ein eklatantes Beispiel für die negativen Folgen neoliberaler Marktvorstellun-
gen über den Zusammenhang von gesamtwirtschaftlicher Beschäftigung und 
Lohn ist Griechenland. Die Finanzkrise 2009 löste die Eurokrise aus, die sich 
zuvor jahrelang durch das Auseinanderlaufen der Lohnstückkosten zwischen 
den Mitgliedsländern der Europäischen Währungsunion angebahnt hatte: 
Griechenland hatte seine internationale Wettbewerbsfähigkeit aufgrund zu 
hoher Lohnsteigerungen verspielt, Deutschland die seine durch Lohnzurück­
haltung auf Kosten seiner Währungspartnerländer massiv ausgebaut (vgl. 
Abbildung 3).

Griechenland geriet mit seinen daraus entstandenen hohen Leistungsbilanz
defiziten im Zuge der Finanzmarktturbulenzen ab 2009 unter Druck: Die lang- 
fristigen Zinssätze vervierfachten sich von 2009 bis 2012 auf 22 Prozent (vgl. 
Abbildung 4). Die Finanzmarktakteur*innen, die die hohen Defizite jahrelang 
toleriert hatten, trauten dem Land nun nicht mehr zu, im internationalen Han-
del Überschüsse zur Finanzierung seiner Auslandsschulden erwirtschaften zu 
können.
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Daraufhin wurde Griechenland von EU-Kommission und EZB genötigt, seine 
Löhne und Renten zur Konsolidierung des Staatshaushalts und zur Reduktion 
der Außenhandelsdefizite zu senken. Anders, als es die neoliberale Vorstellung 
vom Arbeitsmarkt nahelegte, schnellte in der Folge die Arbeitslosigkeit in die 
Höhe, obwohl auch der Reallohn stark fiel (vgl. Abbildung 5).

Zwar ging das Leistungsbilanzdefizit aufgrund schrumpfender Importe und der 
ab 2012 sinkenden Lohnstückkosten zurück, doch konnte dieser Anfang einer 
außenwirtschaftlichen Konsolidierung keineswegs den Nachfrageeinbruch 
kompensieren, den die Lohnsenkung in der griechischen Binnenwirtschaft an-
gerichtet hatte. Die Arbeitslosigkeit erreichte im Jahresdurchschnitt 2013 fast 
28 Prozent. Es dauerte acht Jahre, bis sich dieser Wert wieder halbiert hatte. 
Das heutige Niveau von ungefähr 12 Prozent liegt immer noch weit oberhalb  
gesellschaftlich akzeptabler Werte. 

Angesichts dieses empirischen Befundes sollte klar sein, dass man die Beschäf-
tigungsentwicklung eines Landes nicht gemäß dem einfachen Marktmodell be-
urteilen kann. Gesamtwirtschaftliche Lohnsenkung schadet Unternehmen wie 
Arbeitnehmer*innen und ist letzten Endes für die Stabilität einer Gesellschaft 
gefährlich.

©
 F

ri
ed

er
ik

e 
Sp

ie
ck

er

Abbildung 3
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2.4 Warum gibt es gesamtwirtschaftliche Marktmodelle?

Warum wird das Marktschema trotzdem weiterhin in zahllosen Modellen zur 
gesamtwirtschaftlichen Analyse verwendet, die obendrein der wirtschaftspoli-
tischen Beratung dienen? Darauf gibt es zwei Antworten. Die eine lautet, dass 
sich die Volkswirtschaftslehre von der mathematischen Eleganz gesamtwirt-
schaftlicher Marktmodelle hat bestechen lassen. Für Außenstehende sugge-
riert sie Wissenschaftlichkeit, gleichgültig ob solche Modelle geeignet sind,  
eine Gesamtwirtschaft abzubilden. 

Das Totalmodell ist, wenn man die Gesamtwirtschaft in Märkte aufteilt und 
viele Annahmen zum Anpassungsverhalten der Wirtschaftsakteur*innen ab­
bildet, komplex. Aus ihm lassen sich mathematisch berechenbare Aussagen 
ableiten, wenn es aus in sich konsistenten Gleichungen besteht, die eine ein-
deutige Lösung besitzen, und wenn es eine Tendenz in Richtung dieser Gleich-
gewichtslösung gibt, egal, welche Variable des Systems geändert wird. 

Dem einfachen Marktmodell kann inhaltlich einigermaßen plausibel eine Ten
denz zum Gleichgewicht unterstellt werden. Diese wird auf das Totalmodell 
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Abbildung 4
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mit der Begründung übertragen, dort handle es sich auch um Märkte. Ziel ist, 
das komplexe System mathematisch „handhabbar“ zu machen. Die Gesamt-
wirtschaft wird also in ein Gleichungssystem gegossen, das mit Daten aus der 
Vergangenheit empirisch bestückt wird, um quantitative Aussagen treffen zu 
können. 

Verändert man eine Variable oder einen Parameter in dem System, lässt sich 
berechnen, wie die restlichen Variablen darauf reagieren, immer unter der An-
nahme, dass es die erwähnte „Tendenz zum Gleichgewicht“ quasi automatisch 
durch die Marktkräfte auch auf gesamtwirtschaftlicher Ebene gibt. Auf diese 
Weise wird der Anschein erweckt, man könne die Wirkung eines Schocks oder 
einer wirtschaftspolitischen Maßnahme quasi objektiv mithilfe eines solchen 
Modells abschätzen. 

Doch haben die im Modell unterstellten Zwangsjacken „gesamtwirtschaftlicher 
Markt“ und „langfristiges Gleichgewicht“ in der Realität keine Entsprechung. 
Daran ändern auch die ausgefeiltesten Methoden nichts, dynamische Prozesse 
und den Faktor Unsicherheit in das Modell einzubauen, um es realitätsnäher 
zu gestalten. Das Konstruktionsprinzip führt dazu, dass die Realität nur für den 
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Fall abgebildet wird, dass sie eine Abfolge von Anpassungsprozessen an ein 
langfristiges Gleichgewicht ist, das allen Akteur*innen bekannt ist. Sollte die 
ökonomische Realität jedoch eine Abfolge von Ungleichgewichten sein, wofür 
vieles spricht, wird sie von einem solchen Modell von vornherein nicht erfasst. 

Zudem fußt die empirische Ausstattung des Modells auf der Annahme, dass die 
verwendeten Daten aus der Vergangenheit das langfristige Gleichgewicht be-
schreiben, nach dem das System strebt. Das ist angesichts struktureller Brüche 
wie des Falls des Eisernen Vorhangs, der Einführung einer Währungsunion in 
Europa, der weltweiten Finanzkrise oder ausgedehnter Naturkatastrophen 
schwer vorstellbar. 

Beide Kritikpunkte lassen die Seriosität quantitativer Aussagen, die mit derlei 
Modellen getroffen werden, bezweifeln.

Die zweite Antwort auf die Frage, warum bis heute gesamtwirtschaftliche 
Marktmodelle Verwendung finden, lautet: Der Analyserahmen „Markt“ dient 
dazu, einzelwirtschaftliche Interessen mächtiger Marktteilnehmer*innen zu be-
mänteln. Wenn ein angeblich wissenschaftlich fundiertes Modell etwa die Aus-
sage liefert, in einer konjunkturell schwierigen Situation senke eine Erhöhung 
des gesamtwirtschaftlichen Durchschnittslohns um so und so viel Prozent die 
Arbeitsnachfrage um so und so viel Prozent, lassen sich Gewerkschaften von 
dieser „objektiven“ Information eher zu Lohnzurückhaltung bewegen, als wenn 
das Arbeitgeber*innenlager in Lohnverhandlungen offen mit seiner Markt-
macht droht.

2.5 Analyseinstrument Sektorsalden statt Marktmodelle

Was sollte an die Stelle von Marktmodellen treten, um die Gesamtwirtschaft 
untersuchen zu können? Die Einnahmen-Ausgaben-Logik liefert das einzige 
Instrument, das das Aggregationsproblem auf der Ebene der Gesamtwirtschaft 
löst. Es handelt sich dabei um den in einer monetären Volkswirtschaft jederzeit 
gültigen Zusammenhang, dass den Einnahmen von Wirtschaftsakteur*innen 
Ausgaben anderer Wirtschaftsakteur*innen in exakt gleicher Höhe gegenüber-
stehen. Kosteneinsparungen der einen sind immer Einnahmeausfälle anderer.

Fasst man die Wirtschaftsakteur*innen in den vier gesamtwirtschaftlichen 
Sektoren Unternehmen, private Haushalte, Staat und Ausland zusammen und 
saldiert die Einnahmen und Ausgaben innerhalb jedes Sektors, lässt sich der 
Einnahmen- oder Ausgabenüberschuss ermitteln, den dieser Sektor gegenüber 
den anderen drei Sektoren hat. Die Summe der vier Sektorsalden ergibt stets 
null.
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Die Betrachtung der vier Sektorsalden ermöglicht zum Beispiel eine stichhaltige 
Analyse der Beschäftigungsentwicklung eines Landes in Hinblick auf Lohn-
veränderungen. Sie erfasst den Doppelcharakter der Löhne als Kosten- und 
Einkommensgröße, weil sie als Ausgaben der Unternehmen und als Einnahmen 
der privaten Haushalte berücksichtigt werden. 

Zusätzlich – das bildet den Übergang von reiner Identitätsbetrachtung zum 
Theorieansatz – muss die Dynamik der Abläufe in den Blick genommen wer-
den. Je nachdem, welche gesamtwirtschaftliche Ausgangslage vorherrscht und 
welche zukünftigen Zahlungsvereinbarungen bereits feststehen (z. B. durch 
Tarifverträge oder Auftragsbestände), haben die Privaten bestimmte Erwartun-
gen bezüglich ihrer Einnahmen und Ausgaben und planen entsprechend. 

Sektoral zusammengefasst können die Pläne zunächst auf logische Konsistenz 
(die Salden müssen sich zu null ergänzen) und dann auf inhaltliche Plausibili-
tät hin geprüft werden. So ist es z. B. von vornherein unrealistisch, wenn die 
Regierung in einer konjunkturell für viele Länder schwierigen Lage, in der die 
Privaten zu erhöhten Sparanstrengungen aus Vorsichtsgründen neigen, ihrer-
seits öffentliche Sparanstrengungen in den Vordergrund ihrer Wirtschaftspoli-
tik stellt. 

Denn dann muss sie damit rechnen, dass der durch das Sparverhalten auftre-
tende Mangel an Nachfrage die Gesamtproduktion einbrechen lässt, sodass die 
Sparpläne aller, vor allem aber die des Staates scheitern. Der muss nämlich im 
Fall einer Rezession und zunehmender Arbeitslosigkeit steigende Defizite der 
Sozialversicherungen bei verringerten Steuereinnahmen finanzieren. Wie wahr-
scheinlich es ist, dass das Ausland den aufgrund der Sparwünsche absehbaren 
inländischen Nachfragemangel seinerseits mit Überschussnachfrage deckt und 
so eine Rezession im Inland verhindert oder mildert, kann man anhand der 
konjunkturellen Situation bei den wichtigsten Handelspartnerländern und der 
internationalen Wettbewerbsposition einschätzen.

An einen solchen Plausibilitätscheck schließt sich automatisch die Frage an, 
welche Möglichkeiten die Wirtschaftspolitik hat, zu erwartenden unerwünsch-
ten Entwicklungen vorzubeugen. Am Ende kommt die wirtschaftspolitische 
Beratung nicht darum herum, sich auf ungefähre Wahrscheinlichkeiten für 
verschiedene Szenarien festzulegen und damit der Wirtschaftspolitik Hinweise 
zu geben, ob ein präventives Eingreifen ratsam wäre und, wenn ja, wo und in 
welchem Umfang.
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3. Rivalität von Arbeit und Kapital?

Ein anderer neoliberaler Arbeitsmarktmythos ist der von der Rivalität zwi-
schen den Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital. Unter Kapital werden alle 
technischen Geräte und Maschinen, Wirtschaftsbauten, Software, Patente etc. 
verstanden, die im Produktionsprozess eines Unternehmens neben Roh- und 
Betriebsstoffen und menschlicher Arbeitskraft eingesetzt werden. Es geht also 
nicht um die Finanzierungsmittel für das Sachkapital.

3.1 Rationalisierung – Drohkulisse gegen Lohnforderungen

Der in den Wirtschaftswissenschaften üblichen Annahme, Arbeitskraft und 
Sachkapital stünden im Produktionsprozess in Konkurrenz zueinander, liegt 
die Erfahrung zugrunde, dass im Zuge des technischen Fortschritts bestimmte, 
zuvor von Menschen ausgeübte Tätigkeiten von Maschinen erledigt werden, 
noch dazu oft schneller, präziser, gleichmäßiger und potenziell rund um die Uhr. 
Daher vernichte der Einsatz von Sachkapital Arbeitsplätze, so die bis heute weit 
verbreitete Vorstellung.
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Aus ihr wurde die mikroökonomische Theorie entwickelt, ein Unternehmen 
entscheide, ob es Produkte von Arbeitskräften oder von Maschinen herstellen 
lasse oder welche Kombination beider Produktionsfaktoren es einsetze. Die 
Entscheidung hänge vom Preisverhältnis der Produktionsfaktoren ab, dem 
Lohn-Zins-Verhältnis. Denn der Zins stelle die Kosten dar, die das Unternehmen 
bei der Finanzierung der Maschine zu tragen habe, nämlich entweder als Preis 
für einen Kredit in Höhe der Anschaffungskosten der Maschine oder als entgan-
gene Zinseinnahmen auf Finanzmittel, die es ohne den Maschinenkauf gespart 
und verzinslich hätte anlegen können. Die Zahl der Arbeitsplätze gegenüber 
einer gegebenen Ausgangssituation verringere sich, wenn das Lohn-Zins-Ver-
hältnis zunehme. Denn das Gewinnmaximierungskalkül des Unternehmens 
würde zu einer neuen optimalen Faktorkombination mit weniger Arbeitskräften 
führen. 

Dass es bereits auf mikroökonomischer Ebene nicht das Lohn-Zins-Verhältnis 
gibt, nach dem sich jedes Unternehmen in gleicher Weise richtet, liegt eigent-
lich auf der Hand. Denn die Art der Arbeit und damit die Höhe des Lohns sind 
in jeder Branche anders und ebenso innerhalb eines Unternehmens vielfältig. 
Zudem gibt es nicht den einen Zinssatz, der für alle Unternehmen gilt. Vielmehr 
handelt es sich um ein ganzes Zinsspektrum, das von Unternehmensgröße, 
Branche, Alter des Unternehmens und seiner Erfolgsgeschichte, von Sicherhei-
ten in Form von Vermögenswerten und vielem anderen abhängt. Ein Unter-
nehmen, das nach dem skizzierten Mikro-Modell kalkuliert, müsste bei einer 
überdurchschnittlichen Steigerung des tarifvertraglichen Lohns für die unteren 
Lohngruppen Arbeitsplätze in diesem Segment streichen – ganz gleichgültig, ob 
dadurch Teile des Produktionsprozesses zum Erliegen kämen. Verschlechtern 
sich die Zinskonditionen des Unternehmens, müsste es seinen Maschinenpark 
reduzieren – ebenfalls gleichgültig, ob das die Produktion lahmlegt. Schon auf 
einzelwirtschaftlicher Ebene ist also die Annahme, ein wie auch immer definier-
tes Lohn-Zins-Verhältnis bestimme über die Einsatzverhältnisse von Arbeit und 
Kapital in einem Unternehmen, unrealistisch. Dennoch bildet die traditionelle 
Makroökonomik diese mikroökonomische Fiktion in einer gesamtwirtschaft-
lichen Produktionsfunktion ab, in die Arbeit und Kapital als konkurrierende 
Faktoren eingehen: Das Mischungsverhältnis wird durch das Lohn-Zins-Verhält-
nis bestimmt. Die Frage, ob mit dem Einsatz von Kapital technischer Fortschritt 
verbunden ist, der die einzelwirtschaftlichen Produktionsprozesse und damit 
auch die fiktive gesamtwirtschaftliche Produktionsfunktion verändert, wird 
nicht gestellt. Auf diese Weise wird die endogene Dynamik einer Marktwirt-
schaft und damit ihr Herzstück ignoriert.

Wie hanebüchen diese Theorie auch sein mag, sie wird immer wieder als Droh-
kulisse verwendet, wenn es um die Abwehr von Lohnforderungen in Tarifver-
handlungen geht. Das Bild der niemals streikenden, zu jeder Tages- und Nacht-
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zeit betriebsbereiten Maschine, die keine Forderungen stellt, nur gewartet und 
irgendwann ersetzt werden muss, jagt Beschäftigten Angst vor Rationalisierung 
und Produktivitätssteigerung ein. Dann lieber weniger Lohn verlangen und den 
Job behalten, so die Schlussfolgerung. Meist ohne es zu merken, lassen sich die 
Beschäftigten auf ein Argumentationsmuster ein, das sie zu dankbaren Emp-
fänger*innen Brosamen streuender Unternehmer*innen degradiert. Wo liegt 
hier der Denkfehler?

3.2 �Sachkapital entsteht durch Arbeit und ist daher „geronnene“ 
Arbeit

In der Tat gibt es viele Erfindungen, die den Einsatz menschlicher Arbeit zur 
Herstellung bestimmter Güter überflüssig gemacht haben: Wasserleitungen 
haben den Gang zum Dorfbrunnen ersetzt, Traktoren und Mähdrescher von 
Ochsen gezogene Pflüge und von Landarbeitern geschwungene Sensen ver-
drängt, Haushaltsgeräte den Dienstbotenstellen ein Ende bereitet. Es gibt sogar 
von Maschinen erledigte Vorgänge und erzeugte Produkte, die mit mensch-
licher Arbeitskraft allein gar nicht hergestellt werden könnten, so etwa Autos, 
Computer, Solarpaneele oder Medikamente. Das allein zeigt schon, dass es bei 
derlei Produkten und Produktionsprozessen nicht um ein Konkurrenzverhältnis 
zwischen menschlicher Arbeitskraft und Kapital geht, sondern um ein Sowohl-
als-auch (Arbeit und Kapital verhalten sich nicht substitutiv, sondern limitatio-
nal zueinander).

Zu den Zeiten, als die Menschen ihr Wasser noch vom Dorfbrunnen holten, 
gab es viele Produkte nicht, die uns heute zur Verfügung stehen. Dem Wegfall 
bestimmter Tätigkeiten im Zuge des technischen Fortschritts steht also das 
Produzieren anderer Güter gegenüber. Das verändert den Einsatz menschlicher 
Arbeitskraft – man braucht die Leistungen etwa von Ingenieur*innen, Fach-
ärztinnen*Fachärzten oder Sportler*innen statt von Wasserträger*innen und 
Landarbeiter*innen. Es entstehen neue Arbeitsplätze, die meist andere, oft 
„höhere“ Qualifikationen erfordern als die, die zuvor notwendig waren. 

Menschliche Arbeit konzentriert sich also mit zunehmendem technischem 
Fortschritt vermehrt auf die Herstellung von Sachkapital. Sachkapital ist „vor-
getane“ oder „geronnene“ Arbeit und steht daher nicht in Konkurrenz zum 
Faktor Arbeit. Würden die Anschaffungskosten von Sachkapital in dem skizzier-
ten Modell bereits auf mikro- und erst recht auf makroökonomischer Ebene 
berücksichtigt, müsste man die Lohnkosten aus vergangenen Perioden als 
Bestimmungsgröße für die Preise von Sachkapital einbauen: Eine Lohnänderung 
heute veränderte dann automatisch die Sachkapitalkosten von morgen. Auch 
unter diesem Gesichtspunkt ist das Verhältnis von gesamtwirtschaftlichem 
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Durchschnittslohn und Durchschnittszins für die Begründung der Höhe des 
Kapitaleinsatzes in Makromodellen irrelevant.

3.3 �Wie wird aus potenzieller Produktivitätssteigerung mehr 
Wohlstand?

Der Strukturwandel, den technischer Fortschritt mit sich bringt, läuft aber nicht 
jederzeit reibungslos ab. Technischer Fortschritt kann durch die Produktivitäts-
steigerung der menschlichen Arbeitskraft Wohlstand schaffen. Ob das auch 
tatsächlich geschieht, hängt davon ab, wie die arbeitsteilig produzierenden 
Menschen einer Gesellschaft am Produktivitätszuwachs beteiligt werden. Kön-
nen sie durch entsprechende Lohnzuwächse so viel Nachfragesteigerung ent-
falten, dass die neuen Produktionsmöglichkeiten auch genutzt werden, klappt 
das. Nimmt die Masse der Einkommen jedoch nicht um so viel zu, wie sich die 
Produktionsmöglichkeiten erweitert haben, wird die Produktivitätssteigerung 
mangels Auslastung nicht vollständig realisiert.

Die Folge von auf diesem Wege entstehenden Überkapazitäten ist ein Rückgang 
der Nachfrage nach Investitionsgütern, der seinerseits einen Arbeitsplatzabbau 
in der Investitionsgüterindustrie zur Folge hat. Es liegt also an einer im Ver-
gleich zur Produktivitätssteigerung unzureichenden Lohn- und damit Nach-
frageentwicklung, wenn der technische Fortschritt Arbeitsplätze vernichtet. 
Oder wie es Henry Ford ausgedrückt hat: Autos kaufen keine Autos. Das ist das 
gegenteilige Ergebnis der oben beschriebenen Vorstellung von der Faktorrivali-
tät, bei der negative Beschäftigungsfolgen von Rationalisierung mit der Schwä-
chung der Lohnentwicklung verhindert werden sollen, obwohl das genau die 
befürchteten Beschäftigungsverluste hervorruft.

In einer Welt begrenzter Ressourcen und zunehmender Zerstörung der natür-
lichen Lebensgrundlagen ist es wichtig, Folgendes anzumerken: Steigender 
Wohlstand muss nicht zwingend mit einer Zunahme des materiellen Konsums 
einhergehen. Er kann sich sowohl in einem Rückgang der Arbeitszeit als auch in 
einer Verbesserung der natürlichen Lebensbedingungen durch angemessene 
Umweltpolitik niederschlagen.

4. Dynamik – der blinde Fleck der traditionellen Ökonomik

Im Zentrum einer wirtschaftspolitisch relevanten Analyse der Gesamtwirt-
schaft muss deren Dynamik stehen. Die Funktion von Pioniergewinnen und 
ihrer Beseitigung durch Nachahmung, wie sie Joseph Schumpeter beschrieben 
hat, ist der wichtigste endogene Motor einer Marktwirtschaft. Er wird in der 
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neoliberalen Ökonomik durch die Konzentration auf langfristige Marktmodell-
gleichgewichte, die von Null-Gewinnen gekennzeichnet sind, ausgeblendet.

Nur wenn die Mechanismen verstanden werden, die die Wirtschaft antreiben, 
besteht die Chance auf eine rationale, vorausschauende Wirtschaftspolitik, die 
die gesamtwirtschaftlichen Interessen wirksam vertreten kann. Letztere stim-
men keineswegs jederzeit mit den einzelwirtschaftlichen Interessen überein – 
das zeigen die krisenhaften Abwärtsspiralen ganzer Volkswirtschaften.

Es ist Aufgabe des Staates, eine überbordende inflationäre wirtschaftliche 
Entwicklung ebenso zu verhindern wie eine deflationäre Abwärtsspirale, 
weil beides zu Arbeitslosigkeit, Wohlstandsverlusten, weiterer Spreizung der 
Einkommens- und Vermögensverteilung und sinkender Bereitschaft zu not-
wendigem Strukturwandel gerade auch in Hinblick auf den Klimaschutz führt. 
Dazu hat der Staat neben einer stabilisierenden Fiskalpolitik die Möglichkeit, 
für einen dauerhaften Dialog zwischen Geld- und Lohnpolitik zu sorgen – ein 
Tabu-Thema für Neoliberale. Ziel eines solchen Dialogs müssen die Einhaltung 
der goldenen Lohnregel auf gesamtwirtschaftlicher Ebene und eine adäquate 
Geldpolitik sein.

5. Fazit

Trotz des Versagens des neoliberalen Konzepts wird es weiterhin von denjeni-
gen vehement verteidigt, denen es bislang genützt hat. Das ist zwar kurzsichtig, 
aber schwer zu ändern, weil die hauptsächlich einzelwirtschaftlichen Vor-
stellungen, auf denen es beruht, dem unbeteiligten Laien leicht zu vermitteln 
und daher irgendwie einleuchtend sind. Das fördert die Spaltung in politische 
Glaubenslager: hier die einen, die das neoliberale Konzept verschärft angewen-
det sehen wollen nach dem Motto „mehr derselben Medizin“; dort die anderen, 
die das System der sozialen Marktwirtschaft für unkorrigierbar halten, da sie 
es mit dem neoliberalen Konzept gleichsetzen, und die es wegen seiner Ergeb-
nisse am liebsten abschaffen wollen, auch wenn keine erfolgreiche Alternative 
in Sicht ist.

Ein erfolgversprechender Ausweg aus dieser Misere wäre es, das System der 
sozialen Marktwirtschaft durch ein wirkliches Verständnis seiner gesamtwirt-
schaftlichen Funktionsweise zum Wohle aller besser zu steuern.
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